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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Universitätsklinikagesetzes 

A) Problem 

Das Deutsche Herzzentrum München des Freistaates Bayern (DHM) und das Klinikum 
rechts der Isar der Technischen Universität München (MRI) sind zwei Einrichtungen in 
der Trägerschaft des Freistaates Bayern, die sowohl im Bereich der Krankenversorgung 
als auch der Forschung und Lehre internationale Spitzenleistungen erbringen. Das MRI 
ist als Universitätsklinikum eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, während 
das DHM eine nicht rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts ist, die wie ein Staats-
betrieb geführt wird. Trotz der herausragenden Leistungen und obwohl es Standort von 
zehn Professuren der Technischen Universität München (TUM) ist, fehlt dem DHM der 
Status eines Universitätsklinikums. Daneben sehen sich DHM und MRI in den letzten 
Jahren zunehmend mit erheblichen wirtschaftlichen Herausforderungen und verschärf-
ten Rahmenbedingungen in der Krankenhauslandschaft konfrontiert, die durch eine en-
gere Zusammenarbeit beider Kliniken besser und effizienter gelöst werden können. 
DHM und MRI sollen daher zusammengeführt werden. Der Zusammenschluss soll im 
Wege einer gesetzlich angeordneten Gesamtrechtsnachfolge erfolgen. Das MRI soll in 
„Klinikum der Technischen Universität München (TUM Klinikum)“ umbenannt werden 
und dieses die Rechtsnachfolge des DHM antreten. 

München verfügt mit den beiden Exzellenzuniversitäten Ludwig-Maximilians-Universität 
München (LMU) und TUM, den leistungsstarken Universitätsklinika, dem Helmholtz 
Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt 
(GmbH), drei Life-Science Max-Planck-Instituten, dem bundesweit größten Campus für 
biotechnologische Firmenausgründungen und dem deutschlandweit größten Patienten-
kollektiv über herausragende Qualitäten in der medizinischen Forschung und in der Ge-
sundheitsversorgung. Die einzelnen Einrichtungen arbeiten bereits seit vielen Jahren in 
zahlreichen, erfolgreichen Forschungsverbünden und einzelnen Kooperationen in der 
Krankenversorgung zusammen. Die Grundvoraussetzungen für die Übernahme einer 
nationalen Führungsrolle in der Hochschulmedizin liegen daher vor. Das Leistungspo-
tenzial des gesamten Standorts kann in den vorhandenen Strukturen jedoch nicht voll 
entfaltet werden. Insbesondere in der Biomedizin, die das Fundament für eine heraus-
ragende Gesundheitsversorgung und für künftige Wertschöpfung und Wohlstand in 
Bayern und Deutschland ist, wird das Potenzial des Standorts nicht voll ausgeschöpft. 
Mit der Gründung von M1 – Munich Medicine Alliance sollen die beiden für Medizin 
zuständige Fakultäten von LMU und TUM, die beiden Universitätsklinika und das Helm-
holtz Zentrum München Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt 
(GmbH) daher in einer Allianz verbunden werden, ohne ihre Selbständigkeit zu verlie-
ren, um eine standortumfassende Gesamtstrategie zu ermöglichen und München damit 
zum deutschlandweit stärksten Zentrum für Hochschulmedizin weiterzuentwickeln. 

B) Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetz werden DHM und MRI zu einem Universitätsklinikum zu-
sammengeschlossen. Durch entsprechende Ergänzungen des Bayerischen Universi-
tätsklinikagesetzes wird die Umbenennung des MRI in „Klinikum der Technischen Uni-
versität München (TUM Klinikum)“ und die Gesamtrechtsnachfolge des DHM geregelt. 

Darüber hinaus soll mit dem vorliegenden Gesetz die M1 – Munich Medicine Alliance 
Stiftung errichtet werden, welche die Aktivitäten der für Medizin zuständigen Fakultäten 
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von LMU und TUM, der beiden Münchener Universitätsklinika und des Helmholtz Zent-
rum München Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt (GmbH) stra-
tegisch bündeln und die Strukturen zukunftsfähig gestalten soll. Insbesondere soll die 
Stiftung gemeinsame Strukturen und Plattformen für klinische Studien, Forschung und 
Ausgründungen errichten. 

C) Alternativen 

Keine 

D) Kosten 

1. Kosten für den Freistaat Bayern 

Der Zusammenschluss von DHM und MRI zum TUM Klinikum führt zu einem Aus-
scheiden des DHM aus dem Krankenhausplan des Freistaates Bayern und der För-
derung nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG). Investitionen, die bisher 
im Rahmen von in Kap.13 10 des Staatshaushalts veranschlagten KHG-Mitteln fi-
nanziert werden, d. h. insbesondere kleinere Investitionen, für die das DHM bislang 
eine Jahrespauschale erhält (im Jahr 2023 rd. 2,1 Mio. €), sowie akutstationär be-
darfsnotwendige Baumaßnahmen, die auf Antrag gefördert werden, sind daher zu-
künftig durch den Einzelplan 15 des Staatshaushalts zu finanzieren. Die KHG-Mittel 
werden zur Hälfte von den Kommunen über den Kommunalanteil (Krankenhausum-
lage) nach Art. 10b des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes (BayFAG) aufge-
bracht. Bei einem Universitätsklinikum erfolgt keine kommunale Mitfinanzierung. 
Bereits aktuell wird das DHM im Bereich Forschung durch einen Zuschuss für Bau-
investitionen (rd. 0,6 Mio. € p. a.) und Geräteinvestitionen (rd. 2,5 Mio. € p. a.) aus 
dem Einzelplan 15 finanziert. Die einmaligen durch den Zusammenschluss von 
DHM und MRI verursachten Integrationskosten, insbesondere im Bereich der IT-
Anpassung, belaufen sich bis 2025 nach erster Schätzung auf rund 8 Mio. €. Gleich-
zeitig eröffnet der Zusammenschluss in erster Linie die Möglichkeit, Synergiepoten-
ziale zu heben. Die voraussichtlich erreichbaren Synergieeffekte bis Ende des Jah-
res 2029 werden auf rund 15 Mio. € geschätzt. Zusätzlich ist beim DHM eine ein-
malige Einsparung von geplanten Investitionen im Bereich der Sterilgutversorgung 
zu erwarten. Es ist demnach davon auszugehen, dass das erreichbare Synergiepo-
tenzial den temporär eintretenden Mehraufwand mittel- und langfristig übersteigt. 

Das Stiftungsvermögen der M1 – Munich Medicine Alliance im Umfang von 1 Mio. € 
ist vom Freistaat Bayern zu erbringen. Darüber hinaus ist es erforderlich, dass der 
Freistaat Bayern die Mittel für den Aufbau und den laufenden Betrieb der Stiftung 
als Zuwendung bereitstellt. Im Entwurf des Doppelhaushalts 2024/2025 sind jeweils 
10 Mio. Euro p. a. vorgesehen. Das Stiftungsvermögen ist darin bereits enthalten.  

Die Umsetzung erfolgt im Rahmen vorhandener Stellen und Mittel bzw. bleibt künf-
tigen Haushaltsverhandlungen vorbehalten. 

2. Kosten für die Kommunen 

Keine 

3. Kosten für den Bürger 

Keine 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Universitätsklinikagesetzes 

 

§ 1 

Das Bayerische Universitätsklinikagesetz (BayUniKlinG) vom 23. Mai 2006 (GVBl. 
S. 285, BayRS 2210-2-4-WK), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Juni 2023 
(GVBl. S. 251) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Vor Art. 1 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Teil 1 

Universitätsklinika“. 

2. Art. 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 3 werden die Wörter „Klinikum der Universität München“ durch die An-
gabe „LMU Klinikum“ ersetzt. 

b) In Nr. 4 werden die Wörter „rechts der Isar“ gestrichen und nach dem Wort 
„München“ wird die Angabe „(TUM Klinikum)“ eingefügt. 

3. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird nach dem Wort „Kunst“ die Angabe „(Staatsminister)“ 
gestrichen. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „vom Staatsminister“ durch die Wörter „von der 
Staatsministerin oder dem Staatsminister für Wissenschaft und Kunst“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „des“ jeweils durch die Wörter „der Staatsministerin 
oder des“ ersetzt. 

c) In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Der Staatsminister“ durch die Wörter „Die 
Staatsministerin oder der Staatsminister für Wissenschaft und Kunst“ ersetzt. 

4. Art. 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nr. 5 wird angefügt: 

„5. bei dem TUM Klinikum der Ärztliche Leiter oder die Ärztliche Leiterin des 
Deutschen Herzzentrums München, dem oder der durch Satzung ein Veto-
recht in Angelegenheiten eingeräumt wird, die wesentliche und spezifische 
Auswirkungen auf das Deutsche Herzzentrum München haben.“ 

5. Nach Art. 18 wird folgender Art. 18a eingefügt: 

‚Art. 18a 

Übergangsvorschriften betreffend das Deutsche Herzzentrum München 

(1) 1Das TUM Klinikum tritt zum …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens 
nach § 2] in die Rechte und Pflichten des Freistaates Bayern als Träger der nicht 
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts „Deutsches Herzzentrum München 
des Freistaates Bayern“ ein. 2Dies gilt nicht für die krankenhausförderrechtlichen 
Rechtsbeziehungen nach dem Bayerischen Krankenhausgesetz. 3Das Deutsche 
Herzzentrum München besteht ab dem …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens 
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nach § 2] als Organisationseinheit des TUM Klinikums. 4Dienstherr des wissen-
schaftlichen Personals am Deutschen Herzzentrum München bleibt abweichend 
von Satz 1 der Freistaat Bayern. 5Für die durch das Deutsche Herzzentrum Mün-
chen genutzten Grundstücke gilt Art. 1 Abs. 3. 

(2) 1Der Betrieb des Deutschen Herzzentrums München gilt wirtschaftlich als ab 
dem …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens nach § 2] vom TUM Klinikum 
übernommen. 2Das Betriebsvermögen wird mit den Buchwerten zum …[einzuset-
zen: Tag vor Datum des Inkrafttretens nach § 2] vom TUM Klinikum übernom-
men.‘ 

6. Nach Art. 18a wird folgender Teil 2 eingefügt: 

‚Teil 2 

M1 – Munich Medicine Alliance 

 

Art. 19 

Errichtung und Rechtsform 

Unter dem Namen „Stiftung M1 – Munich Medicine Alliance“ besteht eine 
rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts mit Sitz in München. 

 

Art. 20 

Stiftungszweck 

(1) 1Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wissenschaft, Forschung und In-
novation, insbesondere im Bereich der Medizin und Gesundheit mit den interdiszip-
linären Schnittstellen zu Technologie und Informatik, des Wissens- und Technolo-
gietransfers sowie der Translation der wissenschaftlichen Erkenntnisse in die Kran-
kenversorgung. 2Zu diesem Zweck bündelt die Stiftung die von den für Medizin zu-
ständigen Fakultäten der Ludwig-Maximilians-Universität München und der Techni-
schen Universität München, des TUM Klinikums, des LMU Klinikums und des Helm-
holtz Zentrums München dafür vorgesehenen Aktivitäten in Forschung und Kran-
kenversorgung. 3Die Stiftung stellt insbesondere Forschungsinfrastruktur bereit und 
fördert Forschungsprojekte. 4Zur Erfüllung des Stiftungszwecks kann die Stiftung 
Unternehmen gründen oder sich an solchen beteiligen. 

(2) 1Die Stiftung ist selbstlos tätig. 2Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke. 3Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinn der §§ 51 bis 68 AO. 

 

Art. 21 

Stiftungsvermögen, Zuschüsse 

(1) Die Stiftung wird vom Freistaat Bayern mit einem Vermögen in Höhe von 
1 000 000 € ausgestattet. 

(2) Zur Deckung der notwendigen Personal-, Miet- und Sachkosten sowie der 
Investitionen und sonstigen Aufwendungen, die zur Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks nötig sind, erhält die Stiftung, soweit die Kosten nicht durch andere Einnah-
men gedeckt werden können, vom Freistaat Bayern Zuschüsse nach Maßgabe der 
jeweiligen Haushaltspläne. 

(3) Zustiftungen zum Stiftungsvermögen sind zulässig. 

 

Art. 22 

Stiftungsmittel 

(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben 

1. aus der Nutzung und den Erträgen des Stiftungsvermögens, 

2. aus den Zuschüssen des Freistaates Bayern im Sinne von Art. 21 Abs. 2, 
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3. aus Erträgen der juristischen Personen des Privatrechts, welche die Stiftung 
gründet oder an denen sie beteiligt ist, und 

4. aus Zuwendungen Dritter, soweit sie vom Zuwendenden nicht zur Aufstockung 
des Stiftungsvermögens bestimmt sind. 

(2) 1Sämtliche Mittel der Stiftung dürfen nur für die gesetzlichen und satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. 2Die Stiftung darf keine juristische oder natür-
liche Person durch Ausgaben, die ihrem Zweck fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Unterstützungen, Zuwendungen oder Vergütungen begünstigen. 

 

Art. 23 

Stiftungsorgane 

Organe der Stiftung sind: 

1. der Stiftungsvorstand und 

2. der Stiftungsrat. 

 

Art. 24 

Stiftungsvorstand 

(1) Dem Stiftungsvorstand gehören an: 

1. die Dekaninnen oder Dekane der für Medizin zuständigen Fakultäten der Lud-
wig-Maximilians-Universität München und der Technischen Universität Mün-
chen, 

2. die Ärztlichen Direktorinnen oder Direktoren des LMU Klinikums und des TUM 
Klinikums sowie 

3. die Forschungsdirektorin oder der Forschungsdirektor des Helmholtz Zentrums 
München. 

(2) 1Der Stiftungsvorstand führt nach Maßgabe dieses Gesetzes sowie der Stif-
tungssatzung und entsprechend den Richtlinien und Beschlüssen des Stiftungsrats 
die Geschäfte der Stiftung. 2Er koordiniert die wissenschaftliche Zusammenarbeit, 
die Kooperationen mit der Industrie, die Ausgründungen und die effiziente Transla-
tion der wissenschaftlichen Erkenntnisse in die Krankenversorgung. 3Er ist zur ge-
wissenhaften und wirtschaftlichen Verwaltung des Stiftungsvermögens und der 
sonstigen Mittel unter Beachtung der für die Haushaltsführung des Freistaates Bay-
ern geltenden Grundsätze verpflichtet. 

(3) 1Der Vorsitz wechselt zwischen den drei Mitgliedern gemäß Abs. 1 Nr. 1 
und 3 in einem Turnus von zwei Jahren. 2Die Satzung kann abweichend von Satz 1 
einen längeren Turnus von bis zu fünf Jahren vorsehen.  

(4) 1Der Vorsitzende des Stiftungsvorstands vertritt die Stiftung gerichtlich und 
außergerichtlich. 2Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. 3Im Innenver-
hältnis ist er an die Entscheidungen des Stiftungsvorstands gebunden. 4Die Stif-
tungssatzung kann vorsehen, dass bestimmte Geschäfte im Innenverhältnis der Zu-
stimmung des Stiftungsrats bedürfen. 

(5) 1Der Stiftungsvorstand kann zur Unterstützung bei der Erfüllung seiner Auf-
gaben eine Geschäftsstelle einrichten. 2Hierzu kann ein Geschäftsführer der Stif-
tung eingesetzt werden. 

 

Art. 25 

Zusammensetzung des Stiftungsrats 

(1) Dem Stiftungsrat gehören an: 

1. die Staatsministerin oder der Staatsminister für Wissenschaft und Kunst sowie 
eine Vertreterin oder ein Vertreter des Staatsministeriums für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie, 
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2. die Präsidentinnen oder Präsidenten der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen und der Technischen Universität München sowie 

3. die wissenschaftliche Geschäftsführerin oder der wissenschaftliche Geschäfts-
führer des Helmholtz Zentrums München. 

(2) Die Staatsministerin oder der Staatsminister für Wissenschaft und Kunst 
führt den Vorsitz. 

(3) Die Mitglieder des Stiftungsrats können sich durch eine vom jeweiligen Mit-
glied benannte und einer der in Abs. 1 genannten Institutionen angehörende Person 
vertreten lassen. 

 

Art. 26 

Aufgaben des Stiftungsrats 

(1) 1Der Stiftungsrat überwacht die Tätigkeit des Stiftungsvorstands und ent-
scheidet in allen Angelegenheiten von besonderer oder grundsätzlicher Bedeutung. 
2Näheres dazu regelt die Satzung. 

(2) Der oder die Vorsitzende des Stiftungsrats vertritt die Stiftung bei Rechtsge-
schäften mit dem Stiftungsvorstand oder einzelnen Mitgliedern des Stiftungsvor-
stands.  

 

Art. 27 

Stiftungssatzung 

1Die nähere Ausgestaltung der Stiftung wird durch eine Stiftungssatzung gere-
gelt. 2Erlass und Änderung der Stiftungssatzung bedürfen des einstimmigen Be-
schlusses des Stiftungsrats und der Genehmigung des Staatsministeriums. 

 

Art. 28 

Dienstverhältnisse 

1Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Auszubildende der Stiftung gel-
ten die für den Freistaat Bayern jeweils einschlägigen Bestimmungen. 2Die Stiftung 
beteiligt sich an der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder für alle nach 
deren Satzung versicherbaren Beschäftigten. 

 

Art. 29 

Stiftungsaufsicht 

Die Aufsicht über die Stiftung wird vom Staatsministerium wahrgenommen. 

 

Art. 30 

Datenschutz 

(1) Für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Stiftung oder für die Stiftung tätiger Angehöriger der in Art. 20 
Abs. 1 Satz 2 genannten Institutionen zu Forschungszwecken gilt Art. 16 Abs. 3 
Satz 2 bis 5 entsprechend. 

(2) Für die Übermittlung von personenbezogenen Daten zu Zwecken der wis-
senschaftlichen Forschung zwischen der Stiftung und den in Art. 20 Abs. 1 Satz 2 
genannten Institutionen sowie Dritten gilt Art. 16 Abs. 4 entsprechend.‘ 

7. Nach Art. 30 wird folgende Überschrift eingefügt 

„Teil 3 

Schlussbestimmungen“. 

8. Der bisherige Art. 19 wird Art. 31 und Abs. 2 wird wie folgt geändert:  
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a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Art. 18a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2029 außer Kraft.“ 

 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens, geplant: 1. Au-
gust 2024] in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeines 

Das Klinikum rechts der Isar der Technischen Universität München (MRI) wird in Klini-
kum der Technischen Universität München (TUM Klinikum) umbenannt. Dieses tritt die 
Gesamtrechtsnachfolge des als nicht rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts ge-
führten Deutschen Herzzentrums München des Freistaates Bayern (DHM) an.  

Die rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts „M1 – Munich Medicine Alliance Stif-
tung“ soll die Kräfte des Medizinstandorts München bündeln, neue gemeinsame Infra-
struktur in Wissenschaft und Forschung schaffen und eine gesamtstrategische Ausrich-
tung des Standorts ermöglichen. Der Betrieb und die Investitionen der Stiftung sollen 
mit Zuschüssen des Freistaates Bayern, die sich nach den in den jeweiligen Haushalts-
plänen veranschlagten Mitteln richten, sowie durch weitere Fördermittel Dritter finan-
ziert werden. Im Errichtungsgesetz werden die grundlegenden Regelungen der Stiftung 
getroffen, d. h. insbesondere Errichtung, Rechtsform, Stiftungszweck, -mittel und -or-
gane. Die näheren Bestimmungen über die Verwaltung der Stiftung, weitere Gremien 
und die Tätigkeit ihrer Organe sowie Einzelheiten zum Vollzug sind der Stiftungssatzung 
vorbehalten. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Nachdem Art. 1 Abs. 1 des Bayerischen Universitätsklinikagesetzes (BayUniKlinG) die 
Universitätsklinika und ihre Namen enumerativ aufführt, ist für die Umbenennung eines 
Universitätsklinikums eine gesetzliche Regelung erforderlich. Ebenso bedarf die Anord-
nung einer Gesamtrechtsnachfolge einer entsprechenden gesetzlichen Regelung.  

Die Gründung einer Stiftung öffentlichen Rechts und ihrer wesentlichen rechtlichen 
Grundlagen bedürfen ebenfalls einer gesetzlichen Regelung. 

 

C) Zu den einzelnen Vorschriften  

§ 1 Änderung des Bayerischen Universitätsklinikagesetzes 

Zu § 1 Nr. 1 

Da die neu einzufügenden Regelungen zu M1 – Munich Medicine Alliance systematisch 
in einen eigenen Teil zu fassen sind, sind die bisherigen Regelungen des Gesetzes 
ihrerseits in einen Teil 1 zu fassen. 

Zu § 1 Nr. 2  

Durch § 1 Nr. 2 Buchst. a wird die Kurzbezeichnung des Klinikums der Ludwig-Maximi-
lians-Universität München von „Klinikum der Universität München“ in „LMU Klinikum“ 
geändert. Damit wird dem Sprachgebrauch Rechnung getragen, der sich in den letzten 
Jahren herausgebildet hat. In Nr. 2 Buchst. b wird das MRI in „Klinikum der Technischen 
Universität München (TUM Klinikum)“ umbenannt.  

Zu § 1 Nr. 3  

Die Änderungen in Art. 7 sind ausschließlich redaktionelle Anpassungen.
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Zu § 1 Nr. 4  

Um den Fusionsprozess bestmöglich gestalten zu können, ist es erforderlich, dass dem 
Vorstand des TUM Klinikums neben den in Art. 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten Personen 
auch der Ärztliche Leiter oder die Ärztliche Leiterin des Deutschen Herzzentrums Mün-
chen im TUM Klinikum angehört. Im Interesse einer gelingenden Fusion soll der Ärztli-
che Leiter oder die Ärztliche Leiterin des Deutschen Herzzentrums München ein Veto-
recht in den Angelegenheiten erhalten, die das Herzzentrum wesentlich und spezifisch 
betreffen, z. B. dieses in seinem Bestand berühren oder unmittelbar erhebliche organi-
satorische, finanzielle oder personelle Auswirkungen auf das DHM haben. Das Veto-
recht wird in der Satzung des TUM Klinikums geregelt. 

Zu § 1 Nr. 5  

Für die Regelung der Modalitäten der Übernahme des DHM durch das MRI bedarf es 
spezieller Übergangsvorschriften. Diese werden in Art. 18a normiert.  

Gemäß Art. 18a Abs. 1 Satz 1 tritt das in TUM Klinikum umbenannte MRI in die Rechte 
und Pflichten des Freistaates Bayern ein, soweit sie den Betrieb des DHM betreffen.  

Die Rechte und Pflichten gehen im Wege der gesetzlich angeordneten Gesamtrechts-
nachfolge auf das TUM Klinikum über. Darunter ist auch der Übergang sämtlicher Ein-
richtungen des DHM auf das TUM Klinikum zu verstehen.  

Die Rechte und Pflichten aus den krankenhausförderrechtlichen Rechtsbeziehungen 
nach dem Bayerischen Krankenhausgesetz sind von der Universalsukzession ausge-
nommen, sie gehen aufgrund ihrer besonderen förderrechtlichen Natur nicht auf das 
TUM Klinikum über, sondern verbleiben beim Freistaat Bayern, der bis zur Übernahme 
des DHM durch das MRI Krankenhausträger war. 

Mit der Regelung in Art. 18a Abs. 1 Satz 1 wird auch der Übergang der im Zeitpunkt 
des Zusammenschlusses bestehenden Arbeits- und Dienstverhältnisse des DHM auf 
das TUM Klinikum landesgesetzlich angeordnet. Ausgenommen von der gesetzlich an-
geordneten Gesamtrechtsnachfolge ist gem. Art. 18a Abs. 1 Satz 4 das wissenschaftli-
che Personal des DHM. Es bleibt in Übereinstimmung mit Art. 15 Abs. 4 Nr. 3 beim 
Freistaat Bayern. Für das verbeamtete nicht wissenschaftliche Personal gelten die 
Art. 50 ff. des Bayerischen Beamtengesetzes. 

In Art. 18a Abs. 1 Satz 3 wird klargestellt, dass das bisher als nichtrechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts bestehende DHM im Zeitpunkt der Gesamtrechtsnachfolge als 
Organisationseinheit des TUM Klinikums fortgeführt wird. 

Die Grundstücke des Freistaates Bayern, die das DHM bisher nutzt, sollen beim Frei-
staat Bayern verbleiben und dem TUM Klinikum gemäß Art. 1 Abs. 3 unentgeltlich zur 
Nutzung überlassen werden. 

Art. 18a Abs. 2 bestimmt den Zeitpunkt sowie die Modalitäten der Übernahme des Be-
triebs des DHM durch das TUM Klinikum als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts. Auf die gesetzliche Anordnung der Erstellung einer Schlussbilanz wird verzich-
tet, da der Freistaat sowohl Träger des DHM als auch des TUM Klinikums ist.  

Zu § 1 Nr. 6 

Zu Art. 19 

Die Stiftung M1 – Munich Medicine Alliance ist eine öffentlich-rechtliche Stiftung. Sie 
entsteht mit Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes.  

Zu Art. 20 

Als Zweck der Stiftung wird die Förderung der Wissenschaft, Forschung und Innovation, 
insbesondere im Bereich Medizin und Gesundheit mit den interdisziplinären Schnittstel-
len zu Technologie und Informatik, des Wissens- und Technologietransfers sowie der 
Translation der Erkenntnisse in die Krankenversorgung genannt. Diese Zwecke sollen 
mit der Schaffung der Stiftung als Dachorganisation erreicht werden, um durch eine 
Bündelung der von den Münchener Universitätsklinika und der für Medizin zuständigen 
Fakultäten von Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) und der Technischen 
Universität München (TUM) bereit gestellten Kräfte eine gesamtstrategische Ausrich-
tung des Medizinstandorts München zu ermöglichen. Dies soll insbesondere durch die 
Bereitstellung von gemeinsam nutzbarer Forschungsinfrastruktur und die Förderung 
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von Forschungsprojekten erfolgen. Der Leistungsaustausch zwischen der Stiftung und 
den genannten Institutionen erfolgt auf Grundlage von Vereinbarungen im Sinne von 
Art. 13. Einzelheiten zu den Tätigkeitsfeldern der Stiftung werden in der Satzung gere-
gelt. 

Ferner wird die Möglichkeit der Gründung von juristischen Personen des Privatrechts 
zur Erfüllung des Stiftungszwecks durch die Stiftung festgeschrieben. Dies soll insbe-
sondere der Durchführung von Kooperationen mit der Industrie über Projektgesellschaf-
ten der Stiftung dienen. 

Zu Art. 21 

Die Ausstattung der Stiftung mit einem Stiftungsvermögen gehört zu den Wesensmerk-
malen einer Stiftung. Die Stiftung M1 – Munich Medicine Alliance erhält 1 Mio. € als 
Grundstockvermögen. Des Weiteren erhält die Stiftung nach Maßgabe der Haushalts-
pläne jährliche Zuschüsse vom Freistaat Bayern. Die Erträge aus dem Stiftungsvermö-
gen und die Zuschüsse dienen der Deckung von Miet-, Sach- und Personalkosten sowie 
der Finanzierung von Investitionen wie beispielsweise des Aufbaus einer eigenen For-
schungs- und Studieninfrastruktur. Darüber hinaus wird die Förderung der Stiftung 
durch Dritte angestrebt. 

Zu Art. 22 

Abs. 1 dient der Klarstellung, mit welchen Mitteln der Aufbau der Infrastruktur der Stif-
tung und die Tätigkeit in Wissenschaft, Forschung und Transfer finanziert werden wird. 
Abs. 2 stellt klar, dass die Stiftung ihre Mittel für steuerbegünstigte Zwecke im Sinne 
der Abgabenordnung verwendet. 

Zu Art. 23 

Mit dem Ziel möglichst schlanker Strukturen sind zwei Stiftungsorgane vorgesehen: Stif-
tungsvorstand und Stiftungsrat. Der Stiftungsvorstand führt grundsätzlich die Geschäfte 
der Stiftung, der Stiftungsrat wirkt als Aufsichtsgremium und entscheidet in Angelegen-
heiten von besonderer oder grundsätzlicher Bedeutung. 

Weitere Gremien können in der Stiftungssatzung festgeschrieben werden. 

Zu Art. 24 

Die Dekaninnen oder Dekane der für Medizin zuständigen Fakultäten von LMU und 
TUM, die Ärztlichen Direktorinnen oder Direktoren des LMU Klinikums und TUM Klini-
kums und die Forschungsdirektorin oder der Forschungsdirektor des Helmholtz Zent-
rums München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt (GmbH) 
bilden qua Amt den Stiftungsvorstand. Der Vorsitzende hat die Stellung eines gesetzli-
chen Vertreters und vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Im Innenver-
hältnis ist der Vorsitzende an die Entscheidungen des Stiftungsvorstands gebunden. 
Soweit die Satzung dies vorsieht, ist der Vorsitzende im Innenverhältnis für bestimmte 
Geschäfte an die Zustimmung des Stiftungsrats gebunden. Der Vorsitz soll grundsätz-
lich zwischen den drei Repräsentantinnen und Repräsentanten der Universitäten und 
des Helmholtz Zentrums München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und 
Umwelt (GmbH) in einem Turnus von 2 Jahren wechseln. Die Reihenfolge soll durch 
die Mitglieder des Vorstandes festgelegt werden. Dabei kann die Reihenfolge in Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 als Orientierung herangezogen werden. Der Turnus beginnt mit dem Dekan 
der LMU. In der Satzung kann die Möglichkeit geregelt werden, den Turnus auf bis zu 
5 Jahre zu verlängern. Der Vorsitzende kann von einem Geschäftsführer und einer Ge-
schäftsstelle unterstützt werden. 

Zu Art. 25 

Der Stiftungsrat, in dem die Staatsministerin oder der Staatsminister für Wissenschaft 
und Kunst sowie ein Vertreter oder eine Vertreterin des Staatsministeriums sowie des 
Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, die Universitätsprä-
sidenten und der wissenschaftliche Geschäftsführer des Helmholtz Zentrums München 
vertreten sind, beaufsichtigt die Arbeit des Stiftungsvorstands. Den Vorsitz übt die 
Staatsministerin oder der Staatsminister für Wissenschaft und Kunst aus. Dadurch wird 
dem Umstand Rechnung getragen, dass die Finanzierung der Stiftung im Wesentlichen 
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durch den Einzelplan 15 des Staatshaushalts für den Geschäftsbereich des Staatsmi-
nisteriums für Wissenschaft und Kunst erfolgt. Die Mitglieder können sich von einer 
Person vertreten lassen, die einer der drei genannten Institutionen angehört. 

Zu Art. 26 

Die Überwachungs- und Entscheidungsaufgaben des Stiftungsrats sind hier nur allge-
mein genannt und werden in der Satzung detailliert geregelt. Als Maßstab und Ausle-
gungshilfe für das Vorliegen einer Angelegenheit von besonderer oder grundsätzlicher 
Bedeutung ist Art. 8 entsprechend heranzuziehen, sofern die Satzung keine besondere 
Regelung vorsieht. 

Zu Art. 27 

Um das Errichtungsgesetz möglichst schlank zu halten, sind Regelungen zur Verwal-
tung und Organisation der Stiftung, der Aufgaben, Rechte und Pflichten der Organe und 
weiterer Gremien sowie Einzelheiten zum Vollzug des Gesetzes in einer Satzung fest-
zulegen.  

Eine Änderung der Satzung ist nur in engen Grenzen zulässig; sie bedarf des einstim-
migen Beschlusses des Stiftungsrats sowie der Zustimmung des Staatsministeriums. 

Zu Art. 28 

Für von der Stiftung eingestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Auszubildende 
sind die Bestimmungen für Arbeitnehmer und Auszubildende des Freistaates Bayern 
maßgeblich.  

Zu Art. 29 

Die Stiftungsaufsicht soll abweichend von Art. 3 Abs. 2 des Bayerischen Stiftungsge-
setzes das Staatsministerium wahrnehmen. 

Zu Art. 30 

Für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten zu Forschungszwecken für die 
Stiftung durch für die Stiftung tätige Personen in Abs. 1 und die Übermittlung von per-
sonenbezogenen Daten zwischen der Stiftung und den beteiligten Institutionen in 
Abs. 2 werden jeweils die Regelungen in Teil 1 für anwendbar erklärt.  

Zu § 1 Nr. 7 

Da sich die Regelungen zum Inkrafttreten und Außerkrafttreten auf Teil 1 beziehen, sind 
sie nicht in Teil 2, sondern in einem gesonderten Teil 3 zu regeln. 

Zu § 1 Nr. 8 

Da sich die in Art. 18a getroffenen Übergangsvorschriften nach dem Ablauf einer Über-
gangszeit selbst erledigen, wird der Zeitpunkt ihres Außerkrafttretens normiert. 

 

§ 2 Inkrafttreten 

Das Inkrafttreten für § 1 wird durch § 2 auf den [Datum des Inkrafttretens] festgelegt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/1821 

zur Änderung des Bayerischen Universitätsklinikagesetzes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Robert Brannekämper, Josef Zellmeier, 
Bernhard Seidenath u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/2459 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Bayerischen Uni-
versitätsklinikagesetzes 
(Drs. 19/1821) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Dr. Stephan Oetzinger 
Mitberichterstatterin: Verena Osgyan 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst feder-
führend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat 
den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 10. Sitzung am 
15. Mai 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Nach der federführenden Beratung wurde zusätzlich noch der Änderungsan-
trag Drs. 19/2459 eingereicht. 
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3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und den Änderungsantrag Drs. 19/2459 in seiner 29. Sitzung am 19. Juni 2024 
mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t  
mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nr. 6 wird folgende Nr. 7 eingefügt: 

,7. Nach Art. 30 wird folgender Teil 3 eingefügt: 

„Teil 3 
Anerkennung als Hochschulklinik nach § 108 Nr. 1 SGB V 

Art. 31 

Voraussetzungen und Verfahren der Anerkennung, Verordnungsermächti-
gung 

 (1) 1Das Staatsministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium für Gesundheit, Pflege und Prävention durch 
Rechtsverordnung zu regeln, unter welchen Voraussetzungen und in wel-
chem Verfahren Teile von Plankrankenhäusern, die der ambulanten Un-
tersuchung oder Behandlung dienen, als Hochschulklinik im Sinn von 
§ 108 Nr. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) anerkannt 
werden können. 2Für die Anerkennung ist erforderlich, dass diese Teile 
von Plankrankenhäusern die fachliche Kompetenz aufweisen, Patientin-
nen und Patienten, die wegen Art, Schwere oder Komplexität ihrer Erkran-
kung einer Untersuchung oder Behandlung in einer Hochschulambulanz 
bedürfen, in einer Qualität ambulant zu untersuchen oder zu behandeln, 
die der eines Universitätsklinikums entspricht. 3Die Vorgaben zu den Pati-
entengruppen nach § 117 Abs. 1 Satz 3 SGB V sind zu berücksichtigen. 
4Die besondere Leistungsfähigkeit der Plankrankenhäuser in Forschung 
und Lehre muss nachgewiesen werden. 5In der Rechtsverordnung nach 
Satz 1 können weitere Anerkennungsvoraussetzungen vorgesehen wer-
den, welche die spezifischen Versorgungsbedürfnisse im Rahmen des 
Systems der gesetzlichen Krankenversicherung aufgreifen. 

 (2) Auf eine Anerkennung besteht kein Rechtsanspruch. 

 (3) Die übrigen Regelungen dieses Gesetzes finden auf nach 
Abs. 1 Satz 1 anerkannte Teile von Plankrankenhäusern keine Anwen-
dung.“‘ 

2. Die bisherige Nr. 7 wird Nr. 8 und wie folgt gefasst: 

,8. Nach Art. 31 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Teil 4 

Schlussbestimmungen“.‘ 

3. Die bisherige Nr. 8 wird Nr. 9 und im Satzteil vor Buchst. a wird die An-
gabe „Art. 31“ durch die Angabe „Art. 32“ ersetzt. 
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/2459 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in Stellungnahme des mitbera-
tenden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen seine Erledigung 
gefunden. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und den Änderungsantrag Drs. 19/2459 in seiner 12. Sit-
zung am 11. Juli 2024 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des mitberatenden Ausschusses für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zu g e s t im m t  mit der Maßgabe, dass folgende Änderun-
gen durchgeführt werden: 

 

1. Im Einleitungssatz von § 1 sind die Wörter „das zuletzt durch § 2 des Gesetzes 
vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 251) geändert worden ist“ durch die Wörter „das 
zuletzt durch § 1 Abs. 50 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) 
geändert worden ist“ zu ersetzen. 

 
2. In die Platzhalter von § 1 Nr. 5 des neuen Art. 18a BayUniKlinG sollen fol-

gende Daten eingesetzt werden: 
a. In den Platzhalter von Art. 18a Abs. 1 Satz 1 BayUniKlinG der „1. August 

2024“.  
b. In den Platzhalter von Art. 18a Abs. 1 Satz 3 BayUniKlinG der „1. August 

2024“.  
c. In den Platzhalter von Art. 18a Abs. 2 Satz 1 BayUniKlinG der „1. August 

2024“. 
d. In den Platzhalter von Art. 18a Abs. 2 Satz 2 BayUniKlinG der „31. Juli 

2024“. 
 

3. In den Platzhalter von § 2 ist als Datum des Inkrafttretens der „1. August 2024“ 
einzusetzen. 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/2459 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 
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Antrag 

der Abgeordneten Prof. Dr. Winfried Bausback, Robert Brannekämper, Thomas 
Huber, Franc Dierl, Alex Dorow, Martina Gießübel, Josef Heisl, Melanie Huml, 
Andreas Jäckel, Stefan Meyer, Dr. Stephan Oetzinger, Andreas Schalk, Helmut 
Schnotz CSU, 

Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo, Tobias Beck, Martin 
Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann 
Groß, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, 
Michael Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer 
Ludwig, Ulrike Müller, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller, 
Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, 
Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Antisemitischen, rassistischen und extremistischen Tendenzen und Gewalt an 
Hochschulen entschieden entgegentreten! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest, dass die Freiheit von Studium, Lehre und Forschung ein zentra-
ler Wert unserer freiheitlichen Gesellschaft ist, den es zu schützen gilt. 

Der Landtag unterstreicht, dass es gemeinsame Aufgabe von Hochschulen und Frei-
staat ist, sicherzustellen, dass Studentinnen und Studenten in Bayern weiterhin frei von 
antisemitischen, extremistischen oder rassistischen Einschüchterungen oder Gewalt 
studieren können. 

Der Landtag begrüßt die Anstrengungen und Maßnahmen, die vor Ort von den bayeri-
schen Hochschulen im Rahmen ihrer Regelungshoheit zum Schutz der Freiheit von 
Studium, Lehre und Forschung getroffen werden. 

Der Landtag unterstreicht, dass Antisemitismus, Extremismus und Rassismus keinen 
Platz an bayerischen Hochschulen haben. 

Der Landtag unterstützt die Staatsregierung, den auf maßgebliche Initiative Bayerns 
beschlossenen „Aktionsplan gegen Antisemitismus und Israelfeindlichkeit“ der Kultus-
ministerkonferenz (Beschluss vom 07.12.2023) umzusetzen und dabei auch Anpassun-
gen im Hochschulinnovationsgesetz vorzunehmen, um den Hochschulen in der Verfol-
gung antisemitischer, extremistischer und rassistischer Gewalt zusätzliche rechtssi-
chere Möglichkeiten an die Hand zu geben. 

 

 

Begründung: 

Nach Presseberichten wurde in Berlin ein jüdischer Student durch einen Kommilitonen 
aus antisemitischem Motiv schwer verletzt. Auch wenn es in Bayern bislang noch keine 
vergleichbaren Fälle gab, nimmt auch hier die gesellschaftliche Polarisierung zu. Es ist 
mit der Freiheit von Wissenschaft und den Grundrechten der Mitglieder einer Hoch-
schule nicht vereinbar, wenn für Einzelne Anlass zur Angst vor antisemitischer oder 
extremistischer Gewalt seitens von Kommilitonen oder anderen Mitgliedern der Hoch-
schule besteht. 
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Viele bayerische Hochschulen sehen in ihren Immatrikulationssatzungen entspre-
chende Möglichkeiten vor, die über Hausverbote hinausgehen und eine Exmatrikulation 
als letzte Ordnungsmaßnahme vorsehen. Allerdings unterscheiden sich die Regelun-
gen von Hochschulort zu Hochschulort. Angesichts sich zuspitzender gesellschaftlicher 
Extreme ist eine einheitliche Regelung für alle Hochschulen im Freistaat sinnvoll, um 
einem aufkeimenden Antisemitismus, Rassismus und Extremismus entschieden entge-
genzutreten und die Freiheit von Studium, Lehre und Forschung zu schützen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Winfried Bausback, Robert Brannekämper, 
Thomas Huber u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 19/1874 

Antisemitischen, rassistischen und extremistischen Tendenzen und Gewalt an 
Hochschulen entschieden entgegentreten! 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Prof. Dr. Winfried Bausback 
Mitberichterstatterin: Katja Weitzel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 10. Sitzung am 
15. Mai 2024 beraten und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat den Antrag in seiner 10. Sitzung am 11. Juni 2024 mitberaten 
und e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 
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Antrag 

der Abgeordneten Ulrich Singer, Benjamin Nolte, Ferdinand Mang und Fraktion 
(AfD) 

Verpflichtende Studiengebühren für Studenten aus Drittstaaten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die notwendigen Schritte für eine Gesetzesän-
derung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes (BayHIG) dahingehend zu un-
ternehmen, dass bayerische Hochschulen, welche durch öffentliche Gelder gefördert 
werden, ab dem Wintersemester 2025/2026 Studiengebühren von ausländischen Stu-
denten erheben müssen (ausgenommen sind Studenten aus dem Europäischen Wirt-
schafts- und EU-Raum oder gleichgestellten Staaten sowie aus Staaten, mit denen ent-
sprechende Abkommen bestehen). 

Um die unterschiedlichen Begebenheiten der einzelnen Hochschulen zu berücksichti-
gen, bleibt die Bemessung der Höhe der Studiengebühr den Hochschulen überlassen, 
muss jedoch mindestens 1 500 Euro für einen Bachelorstudiengang und 2 000 Euro für 
einen Masterstudiengang je Semester betragen. 

 

 

Begründung: 

Bayern ist nach wie vor ein Bildungstransitland. Viele Menschen kommen lediglich aus 
dem Ausland in den Freistaat, um in Bayern kostengünstig zu studieren und um dann 
nach erfolgreichem Abschluss wieder in das Herkunftsland zurückzukehren. 

Laut aktuellen Daten des Statistischen Bundesamtes (Stand: 31.12.2022) hatten 
45 Prozent der ausländischen Studenten fünf Jahre nach Beginn des Studiums 
Deutschland bereits wieder verlassen. Nach zehn Jahren waren es bereits 54 Prozent. 

Ein besonderes Augenmerk gilt hierbei Studenten aus Ländern wie China oder den 
Vereinigten Staaten. Hier ist die Verbleibequote nochmals wesentlich geringer (35 Pro-
zent und 19 Prozent nach zehn Jahren). 

Zwei Beispiele, welche besonders kritisch zu betrachten sind. Deutsche Steuerzahler 
finanzieren die Ausbildung chinesischer Staatsbürger, die im Anschluss hochqualifiziert 
nach China zurückkehren, um dort deutsches Know-how unter einfacheren Marktbedin-
gungen zu etablieren, um dann in globale Konkurrenz zu Deutschland zu treten. 

US-Bürger hingegen umgehen, indem sie in Deutschland studieren, die bekannterweise 
hohen Studienkosten in den Vereinigten Staaten. Der deutsche Steuerzahler kommt 
hier also für eine zweifelhafte US-Politik auf. 

Die deutschen Steuerzahler dürfen nicht länger die volle Last der Finanzierung von Bil-
dungsangeboten für Studenten aus Drittstaaten tragen. 

Hierbei geht es nicht darum, Studenten aus weniger privilegierten Verhältnissen den 
Zugang zu deutscher Hochschulbildung zu verwehren, sondern darum, dass diejeni-
gen, die von der hohen Qualität der deutschen Hochschulbildung profitieren und später 
außerhalb Deutschlands wirtschaftliche Vorteile genießen, sich angemessen an diesen 
Kosten beteiligen. 
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Durch die zusätzlichen Einnahmen können Hochschulen in die Verbesserung ihrer 
Lehrangebote, in moderne Infrastrukturen und in die Forschung investieren. Diese In-
vestitionen sind dringend notwendig, um Deutschlands Position im globalen Wettbe-
werb um die besten Köpfe zu wahren und auszubauen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Ulrich Singer, Benjamin Nolte, Ferdinand Mang und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 19/1996 

Verpflichtende Studiengebühren für Studenten aus Drittstaaten 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Benjamin Nolte 
Mitberichterstatter: Prof. Dr. Michael Piazolo 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst federführend 
zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 10. Sitzung am 
15. Mai 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 
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